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Türkische Offensive schafft neue Fluchtgründe in Nordsyrien 

Am 21.01.2018 startete die Türkei ihre Bodenoffensive in Nordsyrien, in der 
Region Afrin. Mit großer Besorgnis nimmt der Kölner Flüchtlingsrat e.V. 
diese aktuellen Entwicklungen in Nordsyrien wahr. Seit dem Einmarsch 
türkischer Bodentruppen befinden sich bereits mindestens 5.000 Menschen 
auf der Flucht. Der türkische Präsident Erdogan kündigt unterdessen an, 
die Offensive weiter auszudehnen. 

„Wir gehen deshalb von einem starken Anstieg der Flüchtlingszahlen in 
diesem Gebiet aus, sollte die Militäroffensive nicht sofort beendet werden“, 
so Geschäftsführer Claus-Ulrich Prölß. 

„Die Bundesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, Fluchtursachen zu 
bekämpfen. So steht das auch in den Sondierungsvereinbarungen von 
CDU/CSU und SPD. Die aktuellen Geschehnisse in der Türkei zeigen 
jedoch, dass der Einfluss der Bundesregierung auf Fluchtursachen offenbar 
deutlich begrenzter ist, als sie es versucht der Öffentlichkeit glaubhaft zu 
machen.“ 

Nach Auffassung des Kölner Flüchtlingsrates e.V. wird zudem sichtbar, 
dass die Bundesregierung nicht ausreichend Einfluss auf die Verwendung 
von ins Ausland exportierten deutschen Kriegswaffen nimmt. Denn die 
türkische Armee setzt auch Panzer aus deutscher Produktion bei ihrer 
Offensive ein. Deren Lieferung wurde nicht wie in der Vergangenheit mit 
Auflagen wie der reinen Selbstverteidigung verknüpft. 

„Menschen in Kriegsregionen wie Afrin benötigen schnelle Wege in sichere 
Regionen und eine Zukunftsperspektive, die frei von Verfolgung ist“, so 
Prölß. Hier sei die internationale Gemeinschaft, insbesondere auch die 
Europäische Union und Deutschland, gefordert, schnellstens die 
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen. 

Prölß: „Insoweit grenzt es schon an Zynismus, den Familiennachzug z.B. 
von Syrern – auch aus der Region Afrin - zu subsidiär schutzberechtigen 
Angehörigen weiter aussetzen oder kontingentieren zu wollen.“ 

gez. Claus-Ulrich Prölß 

 


